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+++OVG Lüneburg bestätigt bffk-Klagen gegen die IHKn Braunschweig und

Lüneburg-Wolfsburg+++rechtswidrige Vermögensbildung in Millionenhöhe

festgestellt+++Urteil  hat  Wirkung  weit  über  Niedersachsen  hinaus+++500

Millionen  Euro  Vermögensabbau  bis  2016  durchgesetzt+++weitere  500

Millionen Euro sind möglich+++

Gestern hat das OVG Lüneburg in weiten Teilen drei Klagen von Mitgliedern des bffk

gegen die IHKn in  Braunschweig und Lüneburg-Wolfsburg und stattgegeben.  In der

ersten  Instanz  waren  die  Kläger  im  April  2017  noch  vor  dem  VG  Braunschweig

gescheitert. Wie die Kläger sah nun auch das OVG Lüneburg bei den beklagten IHKn ein

rechtswidrige  Vermögensbildung  in  Millionenhöhe.  „Das  Urteil  ist  eine  wichtige

Ermutigung  für  alle  Zwangsmitglieder,  die  die  bundesweit  nach  wie  vor  gängige

rechtswidrige  Veranlagung  zu  IHK-Beiträgen  nicht  hinnehmen  wollen“,  so  bffk-

Geschäftsführer Kai Boeddinghaus. Denn obwohl das Bundesverwaltungsgericht (Urteil

vom 09. Dezember 2015 – 10 C 6.15) einer rechtswidrigen Vermögensbildung in den

Kammern einen deutlichen Riegel vorgeschoben hat, wird dies von vielen Kammern in

Deutschland weiter missachtet und in der Vergangenheit sinnlos angehäuftes Vermögen

weiter geschont. So sind z.B. Klageverfahren auch gegen Landesärztekammern – auch

in Niedersachsen  - anhängig.  

Das OVG in Lüneburg hat nun bei zwei wichtigen Themen, die bundesweit umstritten

sind, deutliche Signale gesetzt. So hat es einer vermeintlich zulässigen „Vermutung einer

Angemessenheit“  bei  der  Rücklagenbildung,  die  an  die  Stelle  einer  tatsächlich

geforderten auf Tatsachen beruhenden Bedarfsschätzung treten soll, eine Absage erteilt.

Und es hat eine in vielen deutschen IHKn vorgenommene Aufstockung des Eigenkapitals

(Nettoposition)  für  unzulässig  befunden.  „Alleine  in  diesen  beiden  Positionen  haben

IHKn bundesweit hohe Millionenbeträge, die von den Mitgliedern zu finanzieren waren,

sinn-  und  rechtsfrei  gebunkert“,  erläutert  Boeddinghaus,  der  darauf  verweist,  dass

bereits  jetzt  ein  Vermögensabbau  in  den  IHKn  von  mehr  als  500  Millionen  Euro
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erzwungen werden konnte.  „Während es bis zum Jahr 2014 nur einen Anstieg mit den

Millionenvermögen nur  immer  aufwärts  ging,  haben  wir  dies  nun  spürbar  umkehren

können“,  ist  Boeddinghaus  zufrieden.  Der  bffk  geht  davon  aus,  dass  bundesweit

mindestens nochmals 500 Millionen Euro an die Mitglieder zu erstatten sind. 

Einen  Skandal  sieht  der  bffk  darin,  dass  weiterhin  IHKn Beitragsbescheide auch für

Wirtschaftsjahre  erlassen,  für  die  sie  gerichtlich  oder  außergerichtlich  aufgrund  von

Klagen bereits einlenken mussten. „Hier wird vorsätzlich die Unwissenheit der Mitglieder

ausgenutzt“. Als Komplizen bei diesem Betrug an den Mitgliedern fungieren bundesweit

die  Rechtsaufsichten,  die  tatenlos  bleiben.  Von  den  IHKn  in  Braunschweig  und

Lüneburg-Wolfsburg,  aber  auch  allen  anderen  deutschen  IHKn,  die  solche

Eigenkapitalerhöhungen  praktiziert  haben  (z.B.  Kassel,  Köln,  Bochum,  Bonn  uvam.)

fordert  der  bffk  nun  Konsequenzen.  „Da  das  OVG  die  Revision  beim

Bundesverwaltungsgericht  zugelassen  hat,  müssen  die  betroffenen  IHKn  ihre

Beitragsbescheide ab sofort mit einem Vorbehaltsvermerk versehen wie dies auch die

Handelskammer  Hamburg  seit  Jahren  praktiziert“,  verlangt  Boeddinghaus.  Denn  die

fortdauernde  Schonung  einer  unzulässigen  Eigenkapitalerhöhung  führt  zu  einer

Rechtswidrigkeit  der  Beitragserhebung,  wenn  das  Bundesverwaltungsgericht  der

Rechtsprechung  des  OVG Lüneburg  folgen  sollte.  Andernfalls  rät  der  bffk  den  IHK-

Mitgliedern  in  diesen  IHK-Bezirken  mit  Widersprüchen  und  Klagen  gegen  die

Beitragserhebung vorzugehen. 

Zum Hintergrund:

Eine Beitragserhebung in den Kammern ist nur dann zulässig, wenn den Kammern keine

„anderweitigen Mittel“ -  sprich freies Vermögen – zur Verfügung steht. Aufgrund einer

Klage  eines  bffk-Mitgliedes  hat  das  Bundesverwaltungsgericht  hierzu  in  der

Entscheidung vom Dezember 2015 klare Regeln formuliert.

Der  Bundesverband für  freie  Kammern e.V.  (bffk)  setzt  sich  für  die  Abschaffung der

Zwangsmitgliedschaft in den Kammern ein. Dabei beobachtet der bffk insbesondere die

Wirtschaftsführung der Kammern kritisch. Seit 2012 gibt der bffk dazu einen jährlichen

Kammerbericht heraus.
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